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Politische Strategien zum Technischen Wandel

Werner Süß (Berlin)

angewandte Sozialwissenschaft nimmt nicht in einem machtpoli¬

tischen Sinne Einfluß auf die gesellschaftliche Steuerung des

technischen Wandels, sondern sie setzt sich als eine nur indi¬

rekte Einflußgröße, sofern sie eigenständig Problemdefinition

erarbeitet. Mangelnde Mächtigkeit hat im Zweifelsfall der an-

wendungsorientiert tätige Sozialwissenschaftler mit sich aus¬

zumachen. So etwa lautet der Konsens im Selbstverständnis die¬

ser ad hoc Gruppe. Was in dieser Sicht aber fehlt und was auf

diesem Soziologentag kaum zur Sprache gekommen ist, ist der

Hinweis auf die Analyse der gesellschaftlichen und politischen

Bedingungen, die jenen Rahmen abstecken, in dem sich der wis¬

senschaftliche Reflexionsprozeß vollzieht. Es ermangelt, i.a.

W., einer wissenschaftlichen Relevanzerklärung des Technikthe¬

mas. Es reicht nicht hin, sich anwendungsorientiert zu geben,

um am Ende eine individuelle oder kollektive Moral der Nlcht-

Verantwortlichkeit für den technischen Wandel und seine gesell¬

schaftlichen Folgen zu reklamieren. Die Analyse der gesell¬

schaftlichen und machtpolitischen Zubereitung des Technikfel¬

des ist mit Technikforschung untrennbar verbunden, soll nicht

unter der Hand die vorgeblich enthaltsame wissenschaftliche

Problemdefinition über Mechanismen der Moralisierung doch noch

irrationale Mächtigkeit erlangen.

Wie sehr eine Vernachlässigung der gesellschaftlichen Kontexte

des technischen Wandels in bloß moralische Urteile und schließ¬

lich in Dethematisierungen des Zusammenhangs von Technik- und

Gesellschaftswandel ausmachen kann, haben die Vorträge von

Herrn Dienelt und Herrn Burrichter angedeutet: Herr Dienelt

hat das Bild einer Freizeitgesei1schaft gezeichnet, ohne die

Bruchlinien des Transformationsprozesses von einer Arbeits- in

eine Freizeitgesellschaft auch nur zu benennen, ohne den Kon¬

fliktgehalt des Prozesses zu markieren. Ähnlich ist es bei Herrn

Burrichter, der zwar mit Gründen von einer Aufwertung von Orien¬

tierungsfragen und des darauf zu beziehenden Wissens ausgeht,

der aber keine Angaben darüber macht, mit welchem materialen

Bezug und vor dem Hintergrund welcher sozialen Problemlagen
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die Orientierungsfrage anfällt. In beiden Fällen wird der tech¬

nologische Wandlungsprozeß zu einem Mythos der technologischen

Revolutionierung der Gesellschaft stilisiert, dem gegenüber

Fragen nach dem Prozeßverlauf selbst nahezu bedeutungslos er¬

scheinen .

Dieses versprechen Stellungnahmen aus dem Umkreis der staats¬

tragenden Parteien und Verbände. Im Kontext einer Modernisie-

rungs- und Zukunftsdebatte wird hier der Technikentwicklung

ein zentraler Stellenwert für einen umfassenden Gesellschafts¬

wandel zugeschrieben. Zu fragen ist, worauf diese Zuschreibung

basiert, welche Situationsbeschreibung sie enthält,welchen stra¬

tegischen Handlungstvpus sie avisiert und auf welchen Typus von

Zukunftsgesellschaft sie aus ist. Den Fragen wird hier entlang

der Strategiedebatte um den Technik- und Gesellschaftswandel

nachgegangen. Eine Wertung der Debatte folgt dann im anschlies¬

senden Referat von Klaus Schroeder, in dem es darum gehen wird,

die Debatte dem grundlegenden Entwicklungsmuster der Gesell¬

schaft der Bundesrepublik zuzuordnen.

Spätestens seit 1984 ist deutlich, daß zwischen den wichtigsten

gesellschaftlichen und politischen Kräften der Bundesrepublik

ein Grundkonsens darüber besteht, daß der Entfaltung neuer

Technologien zum Zwecke einer "Modernisierung der Wirtschaft"

unbedingt stattzugeben ist. Die in den technischen Fortschritt

gesetzte Hoffnung bezieht sich in erster Linie darauf, daß Tech¬

niken twick lung der Wirtschaft auf lange Sicht neue Produktivi-

täts- und Wachstumsimpulse zu geben vermag. Hierdurch ergibt

sich eine neue Relevanz der Beschäftigung mit Technik nur sehr

abgeleitet aus sozialen und entsprechend sozialwissenschaftlich

zu bearbeitenden Bedingungskonstellationen, als weit eher aus

Ökonomie immanenten Gründen. Wo jenseits ökonomischer wachstums-

hoffnungen auf gesellschaftliche Bestimmungen des technischen

Wandels Bezug genommen wird, entfernen sich die strategischen

Vorstellungen jedoch voneinander. Die Großlage des Konservatis¬

mus und der Arbeiterbewegung gehen von einem je verschiedenen

Vereese11schaftungsmodus des technischen Gesellschaftswandels

aus. Gegenüber stehen sich Konzepte einer etatistisch korpora¬

tiven Planung einerseits und einer primär marktvermittelten

Vergesellschaftung, die ihre Ereänzung in staatlich abgesteck¬

ten Förderungsmaßnahmen findet andererseits. Der Differenz ent-
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spricht zugleich eine Entgegensetzung zwischen einer optimi¬

stisch-offensiven und einer eher von Pessimismus und Zweifeln

geleiteten defensiven Haltung. So listet der DGB einen ganzen

Katalog potentiell negativer Folgen des technischen Fortschritts

auf, während der Konservatismus in der Entfaltung der Technik

die ständige Erweiterung des menschlichen Handlungsspielraums

angelegt sieht. Wenn hier Skepsis herrscht, dann in dem Punkt,

daß nicht hinreichend qualifiziertes Personal zur Verfügung

steht. Lothar Späth faßt die Skepsis in folgender Frage zusam¬

men: "!<iie bringt man die Technik von morgen mit den Menschen

von heute und den Organisationen von gestern zusammen?" (Späth,

1983, S. 23). Aus der Forderung, den Menschen von heute mit der

Technik von morgen zusammenzubringen, folgt eine dynamische,

subiekt1vistisehe Strategiebestimmung, die insgesamt auf eine

Aktivierung der ideellen und geistigen Ressourcen aus ist. Da¬

bei geht es um die Herstellung eines "intellektuellen Klimas"

oder einer "intellektuellen Infrastruktur", in dem sich die

Fähiekeit zum Umgang mit neuen Techniken ausbilden kann. Ent¬

sprechend wird der Werte- und Akzeptanzfrage ein prominenter

Platz eingeräumt. Sie zielt auf eine Ermunterung des individu¬

ellen Engaeements und der personalen Autonomie und darin auf

das vorherrschende Gesellschaftsbild einer Mittelstandsgese11-

Schaft, die einen Bedeutungsverlust des Kollektiven aufweist.

Dieses Gesellschaftsbild wird sozial zugleich gegenüber den

Eliten wie gegenüber von Arbeitslosigkeit Betroffener konkre¬

tisiert. Dafür stehen die Fissur des sc humpe t er sc hen innovati--

ven Unternehmers einerseits wie andererseits die Formel, daß

keine Maßnahmen gegen die Interessen der Arbeitslosen getroffen

werden dürfen. In Verlängerung der These von der "neuen sozia¬

len Frage" wird hier ein Angebot auf Teilnahme der Arbeitslosen

an den Effekten von Flexibi1isierungsstrategien eemacht. Doch

bleibt die strategische Grundlegung hierbei stehen: Der Subjek¬

tivismus in der strategischen Grundlegung überläßt den Verge¬

sellschaftungsprozeß von Technik den Individuen selbst. Anson¬

sten bleibt es bei einer Politik der Haushaltskonsolidierung,

einer nicht inflationären Finanzpolitik, einer angebotsorientier

ten Wirtschaftspolitik und schließlich einer restriktiven So¬

zialpolitik. Es ist ein ordnungspoli11 sc hes Konzept der Deregu-

lation bis hin in den Bereich sozialer Dienst- und Transferlei-
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stungen. Die subjektivistische Grundlegung von Technikbeherr¬

schung wird, mit anderen Worten, in ein Konzept der umfassen¬

den Privatisierung von Vergesellschaftung verlängert.

Dagegen basiert die Strategie der organisierten Ar beiterbewe-

eung auf der Prämisse, daß analog zum Markt auch die subjektiv

soziale Veraesel1 schaftung organisatorisch auf gesellschaftli¬

che Konsensbildungsorozesse rückbezogen werden muß. Ordnungs-

Dolitisch geht es hier darum, aus dem freien Solei der Kräfte

emanierende irreversible soziale Schäden von vornherein aus¬

zuschließen. Unter Beibehaltung einer prinzipiell arbeitszen-

trierten Sicht wird ein Regulationsszenario um die Arbeitsge¬

sellschaft herumgruppiert, indem auf die bewährten Instrumente

der Tarifpolitik bis hin zu denen der politischen Intervention

zurückgegriffen wird. Annahmen über Änderungen des Schichtenee

füges oder über die Zunahme von Individualisierungsprozessen

haben hierin keinen Platz. Sie werden durch die Strategie der

generellen Reduktion von Arbeitszeit unterlaufen, mit der die

Arbeiterbewegung ein neues soziales Gleichgewicht durchzusetze

sucht. Darüber hinaus erfüllt die Strategie abgestimmter Planu

een den Zweck, Ung1eichzeitigkeiten in der Durchsetzung techni

scher Innovationen und ihrer sozialen arbeitsmarktbezoeenen Fo

een durch vera11aemeinerte Rahmenabkommen gewissermaßen an die

Leine zu leeen, d.h., kollektive Standards zu erhalten wie

Einkommenserößen, Gesundheitsversorgung, Altersversorgung etc.

Es handelt sich insgesamt um eine Planungskonzeption, die den

voreegebenen Rahmen politischer und sozialer Macht- und Herr¬

schaf tsverhältnisse ausfüllen will, so daß im Ergebnis die Pro

erammatik einer sozial verträglichen Teehnikeestaltung dazu

dient, die alte Forderung der Ar beiterbewegune nach einer Demo

kratisierung der Gesellschaft im Sinne von Mitbestimmune der

Organisationen erneut zu stellen. Einzia Peter Glotz scheint

sich darüber bewußt zu sein, daß die genauere Fassung einer

Strategie einer sozial vertraglichen Teehnoloeieeestaltung

auch jenen Impulsen statteeben muß, die aus den organisatori¬

schen und stofflichen Potenzen neuer Technoloeien folaen. Die

Oreanisationsformen der Linken müssen sich, so Glotz, darauf

einstellen, daß auch die Klassen- und Schichtenidentitäten sie

verändern werden. Glotz akzeptiert Konzepte einer sozial fle-
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xibel handhabbaren Arbeitsgestaltung, die die Bedeutune der

Arbeit als identitätsstiftendes Zentrum zurückdrängen würde.

Er akzeptiert Indivi dualisierungstendenzen, wie sie sowohl in

einzelnen unternehmerischen Umstel lungsprozessen oder auch in

der Ausbreitung neuer Dienst leistungsberufe angelegt sind. Lei¬

tender Gesichtspunkt ist bei ihm ein Bündniskonzent, das auf die

Träger des technischen Fortschritts setzt.

Die Differenzen in der Kennzeichnung des technischen Wandels

und seiner strategischen Bemächtieung können insgesamt nicht

darüber hinwegtäuschen, daß eine neuartiee politische Relevanz¬

erklärung der Teehnikfraee. insgesamt kaum auszumachen ist. Die

staatliche Politik konzentriert sich nach wie vor auf die klas¬

sischen Felder und Ordnungsmuster: Forschung und Technologie¬

politik bleibt ohne nennenwerte Eieenständiekeit ressortmäßig

integriert. So kommt der politischen Technikdebatte vorerst in

erster Linie ein hoher Leaitimationsgehalt mit Blick des in ihr

enthaltenen Ökonomieversprechens zu.

545


